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1. Geltung 
1.1. Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen („AEB“) gelten für alle Geschäftsbeziehungen mit 

unseren Auftragnehmern und Lieferanten („Lieferanten“). Alle Lieferungen, Leistungen und 
Angebote unserer Lieferanten erfolgen ausschließlich aufgrund dieser Allgemeinen 
Einkaufsbedingungen. Diese sind Bestandteil aller Verträge, die wir mit unseren Lieferanten 
über die von ihnen angebotenen Lieferungen oder Leistungen schließen. Sie gelten auch 
für alle zukünftigen Lieferungen, Leistungen oder Angebote an uns, selbst wenn sie nicht 
nochmals gesondert vereinbart werden.  

1.2. Unsere AEB gelten ausschließlich. Von diesen AEB oder den gesetzlichen Regelungen 
abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des 
Lieferanten werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung 
ausdrücklich schriftlich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem 
Fall, beispielsweise auch dann, wenn der Lieferant im Rahmen der Auftragsbestätigung auf 
seine AGB verweist und wir dem nicht ausdrücklich widersprechen. 

1.3. Diese AEB gelten nur, wenn der Lieferant Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. 

 
2. Vertragsschluss 
2.1. Unsere Bestellung gilt frühestens mit Abgabe oder Bestätigung in Textform als verbindlich. 

Auf offensichtliche Irrtümer (z.B. Schreib- und Rechenfehler) und Unvollständigkeiten der 
Bestellung einschließlich der Bestellunterlagen hat uns der Lieferant zum Zwecke der 
Korrektur bzw. Vervollständigung vor Annahme hinzuweisen; ansonsten gilt der Vertrag als 
nicht geschlossen. 

2.2. Der Lieferant ist gehalten, unsere Bestellung innerhalb einer Frist von 3 Tagen in Textform 
zu bestätigen (Annahme), sofern nichts anderes in der Bestellung angegeben ist. Erfolgt 
diese Bestätigung nicht in der vorgenannten oder in der Bestellung angegebenen Frist, so 
sind wir nicht mehr an unsere Bestellung gebunden. 

2.3. Wir sind berechtigt, Zeit und Ort der Lieferung oder Leistung sowie die Art der Verpackung 
jederzeit durch schriftliche Mitteilung mit einer Frist von mindestens 7 Kalendertagen vor 
dem vereinbarten Liefertermin bzw. Leistungstermin zu ändern. Gleiches gilt für 
Änderungen von Produktspezifikationen, soweit diese im Rahmen des normalen 
Produktionsprozesses des Lieferanten ohne erheblichen Zusatzaufwand umgesetzt werden 
können, wobei in diesen Fällen die Anzeigefrist nach dem vorstehenden Satz mindestens 
14 Kalendertage beträgt. Wir werden dem Lieferanten die jeweils durch die Änderung 
entstehenden, nachgewiesenen und angemessenen Mehrkosten erstatten. Haben solche 
Änderungen Lieferverzögerungen zur Folge, die sich nicht im normalen Produktions- und 
Geschäftsbetrieb des Lieferanten mit zumutbaren Anstrengungen vermeiden lassen, 
verschiebt sich der ursprünglich vereinbarte Liefertermin bzw. Leistungstermin 
entsprechend. Der Lieferant wird uns die von ihm bei sorgfältiger Einschätzung zu 
erwartenden Mehrkosten oder Lieferverzögerungen rechtzeitig vor dem Liefertermin, 
mindestens jedoch innerhalb von 3 Werktagen nach Zugang unserer Mitteilung gemäß Satz 
1 schriftlich anzeigen. 

2.4. Wir sind berechtigt, jederzeit durch schriftliche Erklärung unter Angabe des Grundes vom 
Vertrag zurückzutreten, wenn a) wir die bestellten Produkte oder beauftragten Leistungen 
in unserem Geschäftsbetrieb aufgrund von nach Vertragsschluss eingetretenen, vom 
Lieferanten zu vertretenen Umständen (wie z.B. die fehlende Einhaltung von gesetzlichen 
Anforderungen) nicht mehr oder nur mit erheblichen Aufwendungen verwenden können 
oder b) die Vermögensverhältnisse des Lieferanten sich nach Vertragsschluss derart 
verschlechtern, dass mit einer vertragsgemäßen Lieferung nicht zu rechnen ist.  

 
3. Lieferzeit und Lieferverzug 
3.1. Die von uns in der Bestellung angegebene oder anderweitig vereinbarte Lieferzeit 

(Liefertermin oder –frist) ist bindend. Vorzeitige Lieferungen sind nicht zulässig, es sei denn 
dies wurde ausdrücklich mit uns vorher vereinbart. 

3.2. Der Lieferant ist verpflichtet, uns unverzüglich in Textform zu informieren, wenn Umstände 
eintreten oder erkennbar werden, wonach die Lieferzeit nicht eingehalten werden kann. 

3.3. Erbringt der Lieferant seine Leistung nicht oder nicht innerhalb der vereinbarten Lieferzeit 
oder kommt er in Verzug, so bestimmen sich unsere Rechte – insbesondere auf Rücktritt 
und Schadensersatz – nach den gesetzlichen Vorschriften. Die Regelungen in Ziffer 3.4 
bleiben unberührt.  

3.4. Ist der Lieferant in Verzug, können wir eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,3 % des 
Nettobestellwertes pro Kalendertag verlangen, insgesamt jedoch nicht mehr als 5 % des 
Nettobestellwertes der verspätet gelieferten Ware. Wir sind berechtigt, die Vertragsstrafe 
neben der Erfüllung und als Mindestbetrag eines vom Lieferanten nach den gesetzlichen 
Vorschriften geschuldeten Schadensersatzes zu verlangen; die Geltendmachung eines 
weiteren Schadens bleibt unberührt. Wir behalten den Anspruch auf Vertragsstrafe, auch 
wenn wir uns diese bei der Annahme der Erfüllung nicht vorbehalten.  

3.5. Der Lieferant ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung zu Teillieferungen nicht 
berechtigt. 

 
 
4. Leistung, Lieferung, Gefahrübergang, Annahmeverzug 
4.1. Der Lieferant ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung nicht berechtigt, die von 

ihm geschuldete Leistung durch Dritte (z.B. Subunternehmer) erbringen zu lassen. Der 
Lieferant trägt das Beschaffungsrisiko für seine Leistungen, wenn nicht im Einzelfall etwas 
anderes vereinbart ist (z.B. Beschränkung auf Vorrat). 

4.2. Die Lieferung erfolgt, sofern nicht anders vereinbart, „Delivery Duty Paid“ DDP 
Incoterms®2020 an den in der Bestellung angegebenen Ort. Ist der Bestimmungsort nicht 
angegeben und nichts anderes vereinbart, so hat die Lieferung an unseren Geschäftssitz in 
Postbauer-Heng zu erfolgen. Der jeweilige Bestimmungsort ist auch der Erfüllungsort für die 
Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung (Bringschuld).  

4.3. Die Produkte sind fachgerecht (ggfls. unter Beachtung der von Bock benannten 
Verpackungsvorschriften) zu verpacken und gegen Beschädigung gesichert anzuliefern. 
Die von Bock vorgegebenen Verpackungseinheiten sind einzuhalten. Das verwendete 
Verpackungsmaterial soll umweltfreundlich sein und ist nur in dem erforderlichen Umfang 
zu verwenden. Auf unser Verlangen nimmt der Lieferant die Verpackung auf seine Kosten 
zurück oder wir entsorgen die Verpackung auf Kosten des Lieferanten. 

4.4. Der Lieferung ist ein Lieferschein unter Angabe von Datum (Ausstellung und Versand), 
Inhalt der Lieferung (Artikelnummer und Anzahl) sowie unserer Bestellkennung (Datum und 
Nummer) beizulegen. Fehlt der Lieferschein oder ist er unvollständig, so haben wir hieraus 
resultierende Verzögerungen der Bearbeitung und Bezahlung nicht zu vertreten. Getrennt 
vom Lieferschein ist uns eine entsprechende Versandanzeige mit dem gleichen Inhalt 
zuzusenden.  

4.5. Maßgeblich für Mengen und Gewichte sind die von unserem jeweiligen Werk ermittelten 
Werte. 

4.6. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware geht 
mit Übergabe am Erfüllungsort auf uns über, soweit sich nicht aus den einzelnen 
Lieferverträgen (z.B. Incoterms®2020) etwas anderes ergibt. Soweit eine Abnahme 
vereinbart ist, ist diese für den Gefahrübergang maßgebend. Auch im Übrigen gelten bei  
einer Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des Werkvertragsrechts entsprechend. Der 
Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn wir uns in Annahmeverzug befinden. 

4.7. Für den Eintritt unseres Annahmeverzugs gelten die gesetzlichen Vorschriften. Der 
Lieferant muss uns seine Leistung aber auch dann ausdrücklich anbieten, wenn für eine 

Handlung oder Mitwirkung unsererseits (z.B. Beistellung von Material) eine bestimmte oder 
bestimmbare Kalenderzeit vereinbart ist. Geraten wir in Annahmeverzug, so kann der 
Lieferant nach den gesetzlichen Vorschriften Ersatz seiner Mehraufwendungen verlangen 
(§ 304 BGB). Betrifft der Vertrag eine vom Lieferanten herzustellende, unvertretbare Sache 
(Einzelanfertigung), so stehen dem Lieferanten weitergehende Rechte nur zu, wenn wir uns 
zur Mitwirkung verpflichtet und das Unterbleiben der Mitwirkung zu vertreten haben. 

4.8. Die Geltung des § 373 HGB ist ausgeschlossen, soweit diese Vorschrift dem Lieferanten 
zusätzliche Rechte neben den nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch vorgesehenen gewährt. 

 
5. Zoll, Exportkontrolle 
5.1. Der Lieferant ist verpflichtet, uns Ursprungszeugnisse, (Langzeit-) Lieferantenerklärungen, 

statistische Warennummern bzw. Präferenznachweise sowie etwaige weitere Dokumente 
und Daten gemäß den jeweils geltenden gesetzlichen Vorgaben des Außenhandels 
unverzüglich unaufgefordert kostenfrei zur Verfügung zu stellen.  

5.2. Der Lieferant stellt uns von allen Kosten und Forderungen Dritter frei, die in Folge 
unzutreffender, unvollständiger oder fehlerhafter Ursprungsdokumente oder –aussagen 
entstehen. 

5.3. Sofern der Lieferant uns Waren liefert, die der Exportkontrolle unterliegen, verpflichtet er 
sich alle weiteren für die Beantragung einer Genehmigung notwendigen Unterlagen und 
Informationen unverzüglich an uns zu übermitteln.  

 
6. Preise, Zahlungsbedingungen  
6.1. Der in der Bestellung angegebene bzw. anderweitig vereinbarte Preis ist bindend. Alle 

Preise verstehen sich einschließlich gesetzlicher Umsatzsteuer, wenn diese nicht gesondert 
ausgewiesen ist. 

6.2. Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist, schließt der Preis alle Leistungen 
und Nebenleistungen des Lieferanten (z.B. Montage, Einbau) sowie alle Nebenkosten (z.B. 
ordnungsgemäße Verpackung, Transportkosten, einschließlich eventueller Transport- und 
Haftpflichtversicherung) ein. 

6.3. Soweit nach der getroffenen Vereinbarung der Preis die Verpackung nicht einschließt und 
die Vergütung für die – nicht nur leihweise zur Verfügung gestellte – Verpackung nicht 
ausdrücklich bestimmt ist, ist diese zum nachweisbaren Selbstkostenpreis zu berechnen.  

6.4. Soweit nach der getroffenen Vereinbarung der Preis die Transportkosten nicht einschließt 
und die Transportkosten von Bock zu tragen sind, so hat der Lieferant die von Bock 
vorgeschriebene bzw. die günstigste Beförderungsart zu wählen. 

6.5. Sofern nichts anderes vereinbart ist, zahlen wir ab vollständiger Lieferung und Leistung und 
Zugang einer ordnungsgemäßen Rechnung innerhalb von 14 Tagen mit 3 % Skonto oder 
innerhalb von 30 Kalendertagen netto. Wenn eine Überprüfung oder Abnahme vereinbart 
ist, zahlen wir innerhalb von 15 Tagen nach Empfang der Gegenleistung, sofern nichts 
anderes vereinbart ist. 

6.6. In sämtlichen Auftragsbestätigungen, Lieferpapieren, Frachtpapieren und Rechnungen 
sowie im gesamten mit der Bestellung von Bock im Zusammenhang stehenden 
Schriftwechsel sind unsere Bestellnummer und unser Bestelldatum, die Artikel-
Bezeichnung, Artikel-Nr., ggfls. Zeichnungsnummern, Liefermenge und Lieferanschrift 
anzugeben. Sollten eine oder mehrere dieser Angaben fehlen und sich dadurch im Rahmen 
unseres normalen Geschäftsverkehrs die Bearbeitung durch uns verzögern, so haben wir 
hieraus resultierende Verzögerungen in der Bearbeitung oder Bezahlung nicht zu vertreten 
und es verlängern sich die Zahlungsfristen um den Zeitraum der Verzögerung. 

6.7. Wir schulden keine Fälligkeitszinsen im Sinne von § 353 HGB.  
6.8. Für den Zahlungsverzug gelten die gesetzlichen Vorschriften, wobei wir Verzugszinsen in 

Höhe von fünf (5) Prozentpunkten über dem Basiszinssatz gem. § 247 BGB schulden. 
 
7. Geheimhaltung und Eigentumssicherung  
7.1. An von uns abgegebenen Bestellungen, Aufträgen sowie dem Lieferanten zur Verfügung 

gestellten Zeichnungen, Abbildungen, Entwürfen, Plänen, Ausführungsanweisungen, 
Berechnungen, Beschreibungen und anderen Unterlagen, Informationen oder Daten 
behalten wir uns das Eigentum und Urheberrecht vor. Der Lieferant darf sie (mit Ausnahme 
von öffentlich zugänglichen) ohne unsere ausdrückliche Zustimmung weder Dritten 
zugänglich zu machen noch selbst oder durch Dritte nutzen oder vervielfältigen. Er hat diese 
nur für den vertraglichen Zweck zu verwenden und auf unser Verlangen vollständig an uns 
zurückzugeben oder zu vernichten, wenn sie von ihm im ordnungsgemäßen Geschäftsgang 
nicht mehr benötigt werden oder wenn Verhandlungen nicht zum Abschluss eines Vertrages 
führen. Vom Lieferanten hiervon angefertigte Kopien sind in diesem Fall zu vernichten; 
ausgenommen hiervon sind nur die Aufbewahrung im Rahmen gesetzlicher 
Aufbewahrungsfristen sowie die Speicherung von Daten zu Sicherungszwecken im Rahmen 
der üblichen Datensicherung. Der Lieferant wird seine Unterlieferanten entsprechend 
verpflichten. Die Geheimhaltungsverpflichtung erlischt erst, wenn und soweit das in den 
überlassenen Unterlagen, Informationen und Daten enthaltene Wissen allgemein bekannt 
geworden ist. Besondere Geheimhaltungsvereinbarungen und gesetzliche Regelungen 
zum Geheimnisschutz bleiben unberührt. 

7.2. Werkzeuge, Vorrichtungen, Vorlagen, Muster, Modelle, Stoffe und Materialien, und sonstige 
Gegenstände (im Folgenden „Gegenstände“), die wir dem Lieferanten zur Verfügung stellen 
oder die zu Vertragszwecken gefertigt und uns durch den Lieferanten gesondert berechnet 
werden, bleiben in unserem Eigentum oder gehen in unser Eigentum über. Der Lieferant 
wird sie als unser Eigentum kenntlich zu machen, sorgfältig verwahren, in angemessenem 
Umfang gegen Schäden jeglicher Art absichern und gegen Risiken (mindestens Feuer, 
Wasser und Diebstahl) auf Kosten des Lieferanten angemessen zum Neuwert versichern 
und nur für Zwecke des Vertrages benutzen. Der Lieferant ist verpflichtet an den 
Gegenständen etwa erforderliche Wartungs- und Inspektionsarbeiten sowie alle 
Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten in angemessenem Umfang auf eigene 
Kosten rechtzeitig durchzuführen. Der Lieferant wird uns unverzüglich von allen nicht nur 
unerheblichen Schäden an diesen Gegenständen sowie von Zugriffen Dritter wie z.B. 
Pfändungen und jeder Art der Einschränkung unseres Eigentums Mitteilung machen. Er ist 
nach Aufforderung verpflichtet, sie in ordnungsgemäßem Zustand an uns herauszugeben, 
wenn sie von ihm nicht mehr zur Erfüllung der mit uns geschlossenen Verträge benötigt 
werden oder der Lieferant nicht mehr in der Lage ist zu liefern oder er nicht mehr 
wettbewerbsfähig ist. 

7.3. Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung (Weiterverarbeitung) von beigestellten 
Gegenständen durch den Lieferanten wird für uns vorgenommen. Das gleiche gilt bei 
Weiterverarbeitung der gelieferten Ware durch uns, so dass wir als Hersteller gelten und 
spätestens bei der Weiterverarbeitung nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften 
Eigentum am Produkt erwerben. 

7.4. Die Übereignung der Ware auf uns hat unbedingt und ohne Rücksicht auf die Zahlung des 
Preises zu erfolgen. Nehmen wir jedoch im Einzelfall ein durch die Kaufpreiszahlung 
bedingtes Angebot des Lieferanten auf Übereignung an, erlischt der Eigentumsvorbehalt 
des Lieferanten spätestens mit der Kaufpreiszahlung für die gelieferte Ware. Wir bleiben im 
ordnungsgemäßen Geschäftsgang auch vor Kaufpreiszahlung zur Weiterveräußerung der 
Ware unter Vorausabtretung der hieraus entstehenden Forderungen ermächtigt (hilfsweise 
Geltung des einfachen und auf den Weiterverkauf verlängerten Eigentumsvorbehalt). 
Ausgeschlossen sind damit jedenfalls alle sonstigen Formen des Eigentumsvorbehalts, 
insbesondere der erweiterte, der weitergeleitete und der auf die Weiterverarbeitung 
verlängerte Eigentumsvorbehalt. 
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7.5. Ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung darf der Lieferant in Werbematerial, 
Broschüren, etc. nicht auf die Geschäftsverbindung hinweisen und für uns gefertigte 
Liefergegenstände nicht ausstellen. 
 

8. Gewährleistung 
8.1. Für unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmängeln der Ware oder Leistung (einschließlich 

Falsch- und Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage/Installation oder mangelhafter 
Anleitungen) und bei sonstigen Pflichtverletzungen durch den Lieferanten gelten die 
gesetzlichen Vorschriften und, ausschließlich zu unseren Gunsten, die nachfolgenden 
Ergänzungen und Klarstellungen.  

8.2. Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Lieferant insbesondere dafür dass die Ware 
bei Gefahrübergang auf uns die vereinbarten Beschaffenheit hat. Als Vereinbarung über die 
Beschaffenheit gelten jedenfalls diejenigen Produktbeschreibungen, die – insbesondere 
durch Bezeichnung oder Bezugnahme in unserer Bestellung – Gegenstand des jeweiligen 
Vertrages sind oder in gleicher Weise wie diese AEB in den Vertrag einbezogen wurden. Es 
macht dabei keinen Unterschied, ob die Produktbeschreibung von uns, vom Lieferanten 
oder vom Hersteller stammt. Soweit eine Beschaffenheit nicht vereinbart ist, hat der 
Lieferant seine Leistung frei von Sach- und Rechtsmängeln, insbesondere gemäß den 
jeweils für den Lieferanten und uns geltenden rechtlichen Bestimmungen und jeweils den 
anerkannten Regeln der Technik zu erbringen. 

8.3. Bei Waren mit digitalen Elementen oder sonstigen digitalen Inhalten schuldet der Lieferant 
die Bereitstellung und Aktualisierung der digitalen Inhalte jedenfalls insoweit, als sich dies 
aus einer Beschaffenheitsvereinbarung gem. 8.2 oder sonstigen Produktbeschreibungen 
des Herstellers oder in seinem Auftrag, insbesondere im Internet, in der Werbung oder auf 
dem Warenetikett, ergibt.  

8.4. Durch Abnahme oder durch Billigung von vorgelegten Mustern oder Proben verzichten wir 
nicht auf Gewährleistungsansprüche. 

8.5. Zu einer Untersuchung der Ware oder besonderen Erkundigungen über etwaige Mängel 
sind wir bei Vertragsschluss nicht verpflichtet. Teilweise abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 
BGB stehen uns Mängelansprüche daher uneingeschränkt auch dann zu, wenn uns der 
Mangel bei Vertragsschluss infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist. 

8.6. Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflichten gelten die gesetzlichen 
Vorschriften (§§ 377, 381 HGB) mit folgender Maßgabe: Unsere Untersuchungspflicht 
beschränkt sich auf Mängel, die bei unserer Wareneingangskontrolle unter äußerlicher 
Begutachtung einschließlich der Lieferpapiere offen zu Tage treten (z.B. 
Transportbeschädigungen, Falsch- und Minderlieferung) oder bei unserer Qualitätskontrolle 
im Strichprobenverfahren erkennbar sind. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, besteht 
keine Untersuchungspflicht. Im Übrigen kommt es darauf an, inwieweit eine Untersuchung 
unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls nach ordnungsgemäßem 
Geschäftsgang tunlich ist. Unsere Rügepflicht für später entdeckte Mängel bleibt unberührt. 
Unbeschadet unserer Untersuchungspflicht gilt unsere Rüge (Mängelanzeige) jedenfalls 
dann als unverzüglich und rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 10 Kalendertagen ab 
Entdeckung, bzw., bei offensichtlichen Mängeln, ab Lieferung abgesendet wird.  

8.7. Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangelhaften Ware und der erneute Einbau, 
sofern die Ware ihrer Art und ihrem Verwendungszweck gemäß in eine andere Sache 
eingebaut oder an eine andere Sache angebracht wurde, bevor der Mangel offenbar wurde; 
unser gesetzlicher Anspruch auf Ersatz entsprechender Aufwendungen (Aus- und 
Einbaukosten) bleibt unberührt. Die zum Zwecke der Prüfung und Nacherfüllung 
erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und 
Materialkosten sowie ggf. Aus- und Einbaukosten trägt der Lieferant auch dann, wenn sich 
herausstellt, dass tatsächlich kein Mangel vorlag. Unsere Schadensersatzhaftung bei 
unberechtigtem Mängelbeseitigungsverlangen bleibt unberührt; insoweit haften wir jedoch 
nur, wenn wir erkannt oder grob fahrlässig nicht erkannt haben, dass kein Mangel vorlag. 

8.8. Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte und der Regelungen in 8.6 gilt: Kommt der 
Lieferant seiner Verpflichtung zur Nacherfüllung – nach unserer Wahl durch Beseitigung des 
Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) 
– innerhalb einer von uns gesetzten angemessenen Frist nicht nach, so können wir den 
Mangel selbst beseitigen und vom Lieferanten Ersatz der hierfür erforderlichen 
Aufwendungen bzw. einen entsprechenden Vorschuss verlangen. Ist die Nacherfüllung 
durch den Lieferanten fehlgeschlagen oder für uns unzumutbar (z.B. wegen besonderer 
Dringlichkeit, Gefährdung der Betriebssicherheit oder drohendem Eintritt 
unverhältnismäßiger Schäden) bedarf es keiner Fristsetzung; von derartigen Umständen 
werden wir den Lieferanten unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, unterrichten. 

8.9. Im Übrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel nach den gesetzlichen Vorschriften 
zur Minderung des Kaufpreises oder zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Außerdem 
haben wir nach den gesetzlichen Vorschriften Anspruch auf Schadens- und 
Aufwendungsersatz. 

 
9. Lieferantenregress 
9.1. Unsere gesetzlich bestimmten Aufwendungs- und Regressansprüche innerhalb einer 

Lieferkette (Lieferantenregress gem. §§ 478, 445 a, 445 b bzw. §§ 445 c, 327 Abs. 5, 327u 
BGB) stehen uns neben den Mängelansprüchen uneingeschränkt zu. Wir sind insbesondere 
berechtigt, genau die Art der Nacherfüllung (Nachbesserung oder Ersatzlieferung) vom 
Lieferanten zu verlangen, die wir unserem Abnehmer im Einzelfall schulden; bei Waren mit 
digitalen Elementen oder sonstigen digitalen Inhalten gilt dies auch im Hinblick auf die 
Bereitstellung erforderlicher Aktualisierungen. Unser gesetzliches Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 
BGB) wird hierdurch nicht eingeschränkt. 

9.2. Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemachten Mangelanspruch 
(einschließlich Aufwendungsersatz gem. §§ 445 a Abs. 1, 439 Abs. 2, 3, 6 S.2, 475 Abs. 4 
BGB) anerkennen oder erfüllen, werden wir den Lieferanten benachrichtigen und unter 
kurzer Darlegung des Sachverhalts um schriftliche Stellungnahme bitten. Erfolgt eine 
substantiierte Stellungnahme nicht innerhalb angemessener Frist und wird auch keine 
einvernehmliche Lösung herbeigeführt, so gilt der von uns tatsächlich gewährte 
Mangelanspruch als unserem Abnehmer geschuldet. Dem Lieferanten obliegt in diesem 
Falle der Gegenbeweis. 

9.3. Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch dann, wenn die mangelhafte Ware 
durch uns, unseren Abnehmer oder einen Dritten, z.B. durch Einbau, Anbringung oder 
Installation, mit einem anderen Produkt verbunden oder in sonstiger Weise verarbeitet 
wurde.  

 
10. Haftung 
10.1. Der Lieferant haftet für sämtliche Schäden, die durch ihn oder seine Beauftragten bei uns 

verursacht werden nach den gesetzlichen Bestimmungen. Er stellt uns insbesondere von 
allen Schadensersatzansprüchen Dritter, auch von Anweisungen von Aufsichtsbehörden 
usw., frei, die uns gegenüber im Zusammenhang mit seiner vertraglich geschuldeten 
Lieferung oder Leistung geltend gemacht werden. Der Lieferant haftet auch dafür, dass bei 
Ausführung seiner Leistungen die geltenden Vorschriften, insbesondere Umwelt-, Unfall-, 
Brandverhütungs- sowie Arbeitsschutzvorschriften eingehalten werden.  

10.2. Der Lieferant verpflichtet sich, eine Haftpflichtversicherung abzuschließen und während der 
Dauer der Geschäftsbeziehung vorzuhalten. Der Haftpflichtschutz hat sich auf die Haftpflicht 
der Personen derer sich der Lieferant zur Ausführung seiner Lieferungen und Leistungen 
bedient, insoweit zu erstrecken, als diese Personen Schäden in Ausübung ihrer Tätigkeit 
aus diesem Vertrag verursachen. Die Deckungssumme muss je Schadensereignis 

mindestens 500.000 € für Personen- und Sachschäden und 50.000 € für 
Vermögenschäden, sofern nicht in der Bestellung andere Beträge vorgeschrieben sind, 
betragen. Der Lieferant hat uns auf Verlangen jederzeit spätestens 10 Tage nach 
Vertragsschluss einen Deckungsnachweis für diese Versicherung vorzulegen. 

10.3. Der Lieferant sowie von ihm Beauftragte haben für die sorgfältige und sichere 
Aufbewahrung ihres in unsere Betriebsanlagen eingebrachten Eigentums zu sorgen. Für 
Schäden an diesem Eigentum oder für ein Abhandenkommen, etc. haften wir gemäß der 
nachfolgenden allgemeinen Haftungsregelung in Ziffer 10.4. 

10.4. Im Falle von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit unsererseits oder von Seiten unserer 
Vertreter oder Erfüllungsgehilfen haften wir nach den gesetzlichen Vorschriften; ebenso bei 
schuldhafter Verletzung von wesentlichen Vertragspflichten. Soweit keine vorsätzliche 
Vertragsverletzung vorliegt, ist unsere Schadensersatzhaftung auf den vorhersehbaren, 
typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. Die Haftung wegen schuldhafter Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie die Haftung nach dem 
Produkthaftungsgesetz bleibt unberührt. Soweit vorstehend nicht ausdrücklich anders 
geregelt, ist unsere Haftung ausgeschlossen. 

 
11. Produkthaftung, Versicherung 
11.1. Der Lieferant hat uns von Ansprüchen Dritter wegen Schäden, Kosten, Aufwendungen und 

sonstigen Nachteilen, die aus Produktfehlern resultieren, freizustellen, soweit die Ursache 
in seinem Herrschafts- und Organisationsbereich gesetzt wurde und er im Außenverhältnis 
selbst haftet. 

11.2. Im Umfang dieser Freistellungsverpflichtung ist der Lieferant auch verpflichtet, etwaige 
Aufwendungen von uns zu erstatten, und Schäden zu erstatten, die sich aus einem 
Produktfehler oder einer im Zusammenhang mit einem Produktfehler durchgeführten 
Feldmaßnahme ergeben. Die Feldmaßnahmen schließen insbesondere Rückrufaktionen 
und Warnungen mit ein. Über Inhalt und Umfang von solchen Feldmaßnahmen werden wir 
den Lieferanten – soweit möglich und zumutbar – unterrichten und ihm Gelegenheit zur 
Stellungnahme geben.  

11.3. Weitergehende gesetzliche Ansprüche unserseits bleiben unberührt. 
11.4. Der Lieferant hat auf eigene Kosten eine Produkthaftpflichtversicherung mit einer 

angemessenen Deckungssumme von mindestens 10 Mio. EUR pro Personen- 
/Sachschaden – pauschal - einschließlich Rückrufkostendeckung abzuschließen und zu 
unterhalten. Der Lieferant wird uns auf Verlangen jederzeit das Bestehen der Versicherung 
nachweisen. 

 
12. Verjährung 
12.1. Die wechselseitigen Ansprüche der Vertragsparteien verjähren nach den gesetzlichen 

Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 
12.2. Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für 

Mängelansprüche 3 Jahre ab Gefahrübergang, soweit nicht anders vereinbart. Soweit eine 
Abnahme gesetzlich vorgesehen oder vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit der 
Abnahme. Die 3-jährige Verjährungsfrist gilt entsprechend auch für Ansprüche aus 
Rechtsmängeln, wobei die gesetzliche Verjährungsfrist für dingliche Herausgabeansprüche 
Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB) unberührt bleibt; Ansprüche aus Rechtsmängeln verjähren 
darüber hinaus in keinem Fall, solange der Dritte das Recht – insbesondere mangels 
Verjährung – noch gegen uns geltend machen kann.  

12.3. Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich vorstehender Verlängerung gelten – 
im gesetzlichen Umfang – für alle vertraglichen Mängelansprüche. Soweit uns wegen eines 
Mangels auch außervertragliche Schadensersatzansprüche zustehen, gilt hierfür die 
regelmäßige gesetzliche Verjährung (§§ 195,199 BGB), wenn nicht die Anwendung der 
Verjährungsfristen des Kaufrechts im Einzelfall zu einer längeren Verjährungsfrist führt. 

12.4. Mit dem Zugang unserer Mängelanzeige beim Lieferanten ist die Verjährung von 
Gewährleistungsansprüchen gehemmt, bis der Lieferant unsere Ansprüche ablehnt oder 
den Mangel für beseitigt erklärt oder sonst die Fortsetzung von Verhandlungen über unsere 
Ansprüche verweigert. Bei Ersatzlieferung und Mängelbeseitigung beginnt die 
Gewährleistungsfrist für ersetzte und nachgebesserte Teile erneut, es sei denn, wir mussten 
nach dem Verhalten des Lieferanten davon ausgehen, dass dieser sich nicht zu der 
Maßnahme verpflichtet sah, sondern die Ersatzlieferung oder Mängelbeseitigung nur aus 
Kulanzgründen oder ähnlichen Gründen vornahm. 

 
13. Konstruktionsschutz, Nutzungsrechte 
13.1. Soweit bestellte Teile durch den Lieferanten auf der Grundlage unserer eigenen 

Konstruktion hergestellt werden, verbleiben alle im Zusammenhang mit der Konstruktion 
entstandenen Rechte bei uns. Mit der Annahme der Bestellung verpflichtet sich der 
Lieferant, die aufgegebenen Teile jetzt oder später weder an Dritte zu liefern, noch 
anzubieten. Anfragen sind ausschließlich uns zuzuleiten. 

13.2. Der Lieferant überträgt uns das ausschließliche, zeitlich unbeschränkte Recht zur 
Veröffentlichung, Verbreitung, Vervielfältigung, Bearbeitung und sonstigen Verwertung an 
allen vom Lieferanten erbrachten und von uns beauftragten Ideen, Konzeptionen, Entwürfen 
und Gestaltungen. Die vorstehend eingeräumten Rechte erstrecken sich auf alle 
Nutzungsarten. Die Rechtseinräumung dieser Bestimmung schließt das Recht zur 
Weiterübertragung an Dritte ausdrücklich ein.  

13.3. Die vorstehende Rechtseinräumung ist mit dem jeweils von uns gezahlten Preis abgegolten. 
13.4. Wir haben das Recht, sofern erforderlich, etwaige Quellensteuern, für die wir haften, 

einschließlich etwaiger Zuschläge einzubehalten. Eine solche einbehaltene Quellensteuer 
gilt im Rahmen der Geschäftsbeziehung als Zahlung unsererseits an den Lieferanten. Wir 
werden dem Lieferanten unverzüglich eine Bescheinigung über die Höhe der einbehaltenen 
und abgeführten Beträge übermitteln. Ein Quellensteuerabzug unterbleibt oder vermindert 
sich, soweit der Lieferant uns mit der Übermittlung der Rechnung eine entsprechende 
Freistellungsbescheinigung des Bundeszentralamts für Steuern vorlegt. 

 
14. Schutzrechte 
14.1. Der Lieferant steht nach Maßgabe dieses Absatzes dafür ein, dass durch von ihm gelieferte 

Produkte keine Schutzrechte Dritter verletzt werden. Er ist verpflichtet, uns auf erstes 
Anfordern von allen Ansprüchen freizustellen, die Dritte gegen uns wegen einer solchen 
Verletzung von gewerblichen Schutzrechten erheben, und uns alle notwendigen 
Aufwendungen im Zusammenhang mit dieser Inanspruchnahme zu erstatten. Dies gilt nicht, 
soweit der Lieferant nachweist, dass er die Schutzrechtsverletzung weder zu vertreten hat 
noch bei Anwendung kaufmännischer Sorgfalt zum Zeitpunkt der Lieferung hätte kennen 
müssen. Unsere weitergehenden gesetzlichen Ansprüche wegen Rechtsmängeln der an 
uns gelieferten Produkte bleiben unberührt.  
 

15. Ersatzteile 
15.1. Der Lieferant ist verpflichtet, Ersatzteile zu den an uns gelieferten Produkten für einen 

Zeitraum von mindestens 15 Jahren nach der Lieferung vorzuhalten. 
15.2. Beabsichtigt der Lieferant, mit oder nach Ablauf des in Abs. 1 genannten Zeitraums die 

Produktion von Ersatzteilen für die an uns gelieferten Produkte einzustellen, wird er uns dies 
unverzüglich nach der Entscheidung über die Einstellung mitteilen. Diese Entscheidung 
muss mindestens 12 Monate vor der Einstellung der Produktion liegen. 

 
 

 



Allgemeine Einkaufsbedingungen  
(Stand März 2023) 
 

Seite 3 von 3 

 

16. Abtretung und Aufrechnung, Zurückbehaltungsrecht 
16.1. Der Lieferant ist nicht berechtigt, seine Forderungen aus dem Vertragsverhältnis an Dritte 

abzutreten. Dies gilt nicht, soweit es sich um Geldforderungen handelt. 
16.2. Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die Einrede des nicht erfüllten Vertrages 

stehen uns in gesetzlichem Umfang zu. Wir sind insbesondere berechtigt, fällige Zahlungen 
zurückzuhalten, solange uns noch Ansprüche aus unvollständigen oder mangelhaften 
Leistungen gegen den Lieferanten zustehen.  

16.3. Der Lieferant hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur wegen rechtskräftig 
festgestellter oder unbestrittener Gegenforderungen. Die Einrede des nicht erfüllten 
Vertrages bleibt unberührt. 

 
17. Einhaltung von Gesetzen, REACH 
17.1. Der Lieferant ist verpflichtet, im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis die jeweils für 

ihn maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen einzuhalten. Dies betrifft insbesondere 
Antikorruptions- und Geldwäschegesetze sowie kartellrechtliche, wettbewerbsrechtliche, 
arbeits- und umweltschutz- und datenschutzrechtliche Vorschriften. 

17.2. Besteht der begründete Verdacht oder steht fest, dass der Lieferant gegen die für ihn 
geltenden rechtlichen Bestimmungen verstoßen hat, so sind wir berechtigt, vom Vertrag 
zurückzutreten oder den Vertrag zu kündigen, wenn uns ein weiteres Festhalten an dem 
Vertrag nicht mehr zuzumuten ist. Sonstige Rechte unsererseits, insbesondere auf 
Schadensersatz, bleiben unberührt. 

17.3. Der Lieferant wird sicherstellen, dass die von ihm gelieferten Produkte allen maßgeblichen 
Anforderungen an das Inverkehrbringen in der Europäischen Union und im Europäischen 
Wirtschaftsraum genügen. Er hat uns die Konformität auf Verlangen durch Vorlage 
geeigneter Dokumente nachzuweisen. 

17.4. Der Lieferant wird zumutbare Anstrengungen unternehmen, um die Einhaltung der in 
diesem 17. enthaltenen, den Lieferanten treffenden Verpflichtungen durch seine 
Unterlieferanten sicherzustellen. 

17.5. Der Lieferant hat in eigener Verantwortung dafür Sorge zu tragen, dass die Waren den 
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 („REACH-Verordnung“) zur 
Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe in der jeweils 
geltenden Fassung entsprechen. Insbesondere sind die in den Waren enthaltenen Stoffe, 
soweit unter den Bestimmungen der REACH-Verordnung erforderlich, vorregistriert bzw. 
registriert. Der Lieferant stellt uns entsprechend den Bestimmungen der REACH-
Verordnung Sicherheitsdatenblätter und weitergehende erforderliche Informationen 
unaufgefordert zur Verfügung. Insbesondere sind Beschränkungen und/oder Verbote von 
Stoffen bzw. Verwendungen und etwaige Gehalte von Stoffen auf der Kandidatenliste 
(SVHC) zu beachten und unaufgefordert in schriftlicher Form mitzuteilen. 

 
18. Sonstige Bestimmungen 
18.1. Für diese AEB und die Vertragsbeziehung zwischen uns und dem Lieferanten gilt das Recht 

der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss internationalen Einheitsrechts, 
insbesondere gilt nicht das Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den 
internationalen Warenkauf vom 11. April 1980 (CISG).  

18.2. Ist der Lieferant Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuchs (HGB), juristische Person 
des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder hat er in der 
Bundesrepublik Deutschland keinen allgemeinen Gerichtsstand, so ist ausschließlicher – 
auch internationaler - Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden 
Streitigkeiten unser Geschäftssitz in 92353 Postbauer-Heng (Deutschland). 
Entsprechendes gilt, wenn der Lieferant Unternehmer im Sinne von § 14 BGB ist. Wir sind 
jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort der Lieferverpflichtung gemäß 
diesen AEB bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder am allgemeinen Gerichtsstand 
des Lieferanten zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu 
ausschließlichen Zuständigkeiten bleiben unberührt. 

18.3. Individuelle Vereinbarungen (z.B. Rahmenlieferverträge, 
Qualitätssicherungsvereinbarungen) und Angaben in unserer Bestellung haben Vorrang vor 
diesen AEB. Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des 
Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw. unsere schriftliche Bestätigung maßgebend. 
Handelsklauseln sind im Zweifel gem. den von der Internationalen Handelskammer in Paris 
(ICC) herausgegebenen Incoterms in der bei Vertragsschluss gültigen Fassung auszulegen.  

18.4. Zur Wahrung der Schriftform bedarf es weder einer eigenhändigen Namensunterschrift 
noch einer elektronischen Signatur. Mitteilungen mittels Telefax oder E-Mail genügen der 
Schriftform ebenso wie sonstige Textformen, ohne dass der Abschluss der Erklärung 
besonders kenntlich zu machen ist. 

18.5. Soweit der Vertrag oder diese AEB Regelungslücken enthalten, gelten zur Ausfüllung dieser 
Lücken diejenigen rechtlich wirksamen Regelungen als vereinbart, welche die 
Vertragspartner nach den wirtschaftlichen Zielsetzungen des Vertrages und dem Zweck 
dieser AEB vereinbart hätten, wenn sie die Regelungslücke gekannt hätten. 

18.6. Der Lieferant nimmt davon Kenntnis, dass wir Daten aus dem Vertragsverhältnis nach den 
Datenschutzbestimmungen speichern. Die Erklärungen zur Datenschutzgrundverordnung 
finden sich auf unserer Website. 

18.7. Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. 
Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie 
in diese AEB nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

 


